
 
Dringlicher Berichtsantrag  
der Fraktion der SPD 
betreffend Beeinträchtigung der Anhörung  
zum Studienguthabengesetz durch Polizeieinsatz 
 
 
 
Die Landesregierung wird ersucht, im Innenausschuss über folgenden  
Gegenstand zu berichten: 
 
1. Welche Kosten sind dem Land Hessen durch den Polizeieinsatz in 

Wiesbaden anlässlich der Anhörung zum Studienguthabengesetz am 
13. November 2003 entstanden? 

 
2. Wie viele Polizeibeamte waren im Einsatz? 
 
3. Ist es zutreffend, dass Bürgerinnen und Bürger mit dem Begehren, zu 

der öffentlichen Anhörung in den Hessischen Landtag zu gelangen, 
schon vor der Bannmeile abgewiesen wurden? 

 
4. Wenn ja, mit welcher Begründung? 
 
5. Welche polizeiliche Begründung lag für die zeitweise Anwesenheit 

uniformierter Beamter auf der Besuchertribüne vor? 
 
Wiesbaden, 13. November 2003 

Der stellvertretende Fraktionsvorsitzende: 
Siebel 
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Dem 
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